
SATZUNG
der

Bfofrontera AG

l. AVseme'ine Besfimmürnqen

§<
Firma der GeseHschaft
Die Firma der Gesetischaft teutet:

Biofrontera AG

§2
Ste
Sitz. der Gesellschaft ist Leverkusen.

§3
Gegenstand des Unternehmens(1) Der Gegenstanä des Unternehmens ist die Forschung, die Enturicktung und d©r

Vertrieb von PharmazeuSka. sowie die Einnahme der Stellung emer
Holdinggeselfechaft, d.h. der Erwerb und die Verweltung von Geseltechaften oder
Geselfschaftsanfeiten an Geseltechaften.

(2} Die Gesellschaft kann afe Geschäfte betreiben, dis dem Geseffschafezweck
unmittelbar oder miftefbar zu dienen geeignet sind.

(3) Die Gesellschaft kann Zweigniederjassungen emchten und sich an gleichartigenoder ähnlichen Unternehmen im (n- und Austend beteHigen. Sf6 kann
Unternehmen, an denen sie bäeHfgt »sf, unter ihrer einhefttichen Leitung
zusammenfassen oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken. Ste
kann ihren Belieb ganz oder teifweise in verbundene Unternehmen öüsgliedem
oder verbundenen unternehmen überlassen.
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§<
Geschäftejahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

§5
Dauer der Gesellschaft

Dfe Geseßschaft ist für unbestitriEnte Zeit errichtet

§6
B&kanntmachungen und Infonnaaonen
(1) Die Bekanntmachunsen der Gesellschaft erfolgen {m elektrontschen

Bundesanzeiger. soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes besümmfc
(Z) {nformatfonen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können

auch mittels elekfaonischer Medien Qbermittelt werden. Zugelasssne Wertpapiere
in dfesem Sinne s?nd solche, die zum Handel an einem organisierten Marfct im
Sinne des § 2 Absatz 5 Wertpapierhandelsgesetz. im Inland zugelassen sind.

ji. GrundRgDßatundAkfien

§7
Grundkapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 3.038.431,00 (in Worten:
Euro drei Millionen achtunddreißigtausendvierhunderteinunddreißig) und ist
eingeteilt in 3.038.431 Stückaktien (Stammkapital).

(2) Das Grundkapftal der Gesellschaft ist um bis zu EUR 1.359.864 durch
Ausgabe von bt's zu 1.359.854 neuen auf den Namen lautenden Stemmaktren
ohne Nennbetrag (Stßckaktien) bedingt erhöht (Bedingtes Kapital l). Die
bedingte Kapifaterhöhung dient (?) der Sicherung der Gewährung von
Optionsrechten und derVerein&arung von Opttonspflichten nach Maßgabe der
Anfeihebedingungen bzw. (H) der Sicherung <ier ErtüRung von
Wandlungsrechten und der Erfüllung von Wandlungspfiichten nach Maßgabe
der Anteihebedingungen. die Jeweils aufgrund der Ermächttgung der
Haupfversammlung vom 28. August 2015 von der Gessllschaft oder durch
deren unmittetosre oder mittelbare Mehrhettsbeteiligungssesellschaten
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(verbundene Unternehmen) in der Zeft bis zum 27. August 2020 begeben,
vereinbart b2w. garantfert werden.
Die bedingte Kapteterhöhung' ist nur im Faa der Begebung von
Ffnanzfnsfrumenten aufgrund, der Ermächtigung der Hauptvensammfung vom
28. Außusf 2015 unct nur insoweit durchzuführen, wfe die Inhaber bzw.

. Gtäubfger äer Finanzinstrumente, Öte von der Gesellschaft ausgegeben
werden, von ihren Options- bwi. Wandlungsrechten Gebrauch machen oder
efne Options- bzw. Wandlungspflfcht erfüffen. Die neuen AKtten nehmen
jeweils vom Beginn des Gsschäftejahres an, in dem sie entstehen, am Gewfnn
teil. Der Vöretand ist ennächfigt. mit Zustimmung des Auferchtsrats die
weiteren Einzelhfeften der Dyrchführung der bedingten Kaprtalerhöhung
fesfzusetzen. Der Aufsichfsrat ist ermächKgf, § 7 der Satzung entsprechend
der Jeweiligen Inanspruchnahme des bedingten Kaptete und nach Ablauf
sämtlicher Opöons" bzw. Wandlungsfnsten zu ändern.

(3) Der Vorstand ist ermächägt, mit Zustimmung des Aufeichtsrates das
Grundkapital der Gesellschaft bis zum 31. Dezember 2027 einmalig oder
mehrfach um insgesamt bis zu EUR 12.700.000,00 durch Ausgabe von
neuen, auf den Namen tautönden Stückaktien mit einem rechnerischen Antejl
am Grundkapital der Gesellschaft von Je EUR 1,00 gegen Bareinlage zu
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022). Die Ermächtigung kann ganz oder in
Teilbeträgen ausgeübt werden. Die neuen Aktien sind ab Beginn des
Geschäftsjahres, in dem sie ausgegeben werden, gewinnberechtigt. Die
neuen Aktien können auch von einem durch den Vorstand bestimmten
Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 Abs. l Satz l oder
§ 53b Abs. l Satz l oder Abs. 7 des Gesetzes Ober das Kreditwesen tätigen
Unternehmen mit der Verpflichtung öbernommen werden, sie den Aktionären
anzubieten (mittelbares Bezugsrechf).

Der Vorstand ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass ein börsenmäßiger.
Handel der Bezygsrechte möglich ist und erfolgt. Der Vorstand ist weiter
verpflichtet dafür Sorge z;u fragen, dass /y<tionären, die ihre Bezugsrechte
ausüben, ein Mehrbezug möglich ist. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die
Satzung entsprechend dem Umfang der Ausnutziung des genehmigten
Kapitals anzupassen.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand wird
Jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der
Aktionäre auf Aktien auszuschließen:

l. für Spitzenbeträg$s, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses
ergeben;

2. (entfällt)
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(3a) [entialig

(4) Be? emer Kaprteferhöhung kann,dfe GewfnnbeteiBguns der neuen Aktien
abweichend von § 60 des Aktiengesetzes geregeK werden.

(?) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 17.725.000,00 durch Ausgabe von bis zu
17.725.000 neuen, auf den Namen lautende Stückaktien mit einem anteiligen Be-
trag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023).
Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Namen lautenden
Stückaktien an die Inhaber von Options- oder Wandelschuldverschreibungen mit
oder ohne beigefügten Optionsscheinen, Genussrechten oder Gewinnschuldver-
schreibungen(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen die „Schuldver-
Schreibungen") jeweils mit Options- oder Wandfungsrechten, die aufgrund der von
der Hauptversammlung vom 20. Juni 2023 beschlossenen Ermächtigung bis zum
15.Juni 2028 von der Biofrontera AG oder einer Konzemgesellschaft der Biofrontera

AG im Sinne von § 18 AktG, an der die Biofrontera AG unmittelbar oder mittelbar zu
mindestens 90 % der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden.
Die bedingte Kapitaterhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von den Options-
oder Wandlungsrechten aus den vorgenannten Schuldverschreibungen tatsächlich
Gebrauch gemacht wird und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung
eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe
des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden
Options- bzw. Wandfungspreis und mit Gewinnberechfigung ab Beginn desletzten
Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde.
Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung derbeding-
ten Kapitalerhöhung festzusetzen.

(6) Das GrundkapRat der GeseKschaft i&i um EUR 249.050 durch Ausgabe von bis
zu 249.050 auf den Namen (autende nennbetragstosg ARßen (Stückatöen)
bedingt erhöht (Bedingtes Kaptef Ifl). Die bedingte Käpftalerhöhung dient
ausschffeßhch der EriQfimg von Optionen, die aufgnjnd der Ermäohffgung der
Hauptvecsammfuns vom 02. Julf 2010 bis zum 01. Juli 2015 gewährt werden. Die
bedingte KapMerhöhmg wird nur insoweff durchgeführt, wie die Inhaber der
ausgegebehen Opltonen von ihrem Recht zum Bezug von Atöfen der
Gesellschaft Gebrauch machen und die Geseitechaft zur Erfüllung der Opäonen
fcefne eigenen Aktien oder einen Barausglefch gewährt Die neuen Akäen
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von
Optionen entstehen, am Gewiinn teil.

(7) {enffiaKtJ.

(8) Das <5rundkap?ta( der GeseHschaft ist um EUR •t.554.984 durch Ausgabe von bis
zu l.554.984 auf den Namen taufende nennbetrasstose Aktien (StOckaktien)
bedingt erhöht (Bedrngtes Kapital V). Dfe bedingte Kapttalerhöhung dient
ausschffeSffch der ErfÜKung von Optfonsrechten, die aufgrund der ErmSchtigung
der Haupfversammlung vom 28. August 2015 bfs zum 27. August 2020 gewährt
werden. Die bedingte Kapitaterhöhung v4rd nur insoweft durc^efiührt, wie die
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Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug von Aktien der
Geseilschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft zur Erfötlung der Optionen
keine eigenen Aktien oder einen Barausgteich gewährt. Die neuen Aktien
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von
Optionen entstehen, am Gewinn teil. Der Aufsichfsrat ist ermächtigt, § 7 der
Satzung entsprechend der Jeweiligen Inanspruchnahme des bedingten Kapitals
und nach Abfeuf sämtlicher Options- bzw. Wandlungsfristen zu ändern.

§9
Aktien

(1) Die Aktien tauten auf den Namen.
(2) Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils oder auf

Einzetverbrfefung von Aktien ist ausgeschlossen. Form und Inhalt der
Aktienurkunden bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufeichfsrats. Die
Gesetlschaft kann einzelne Aktien in Aktienuri<unden zusammenfassen, die eine
ft4ehrzah] von Aktien verbnefen (Gfobateköen, Samnielurkunden). Dies gilt für
Gewinnanteil- und Emeuerungsschetne sowie Schuldverschreibungen und Zins-
und Erneuerungsscheine entsprechend.

(3) Enthält ein Kapitaterhöhungsbeschluss keine Bestimmung darübsr, ob die neuen
Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen laufen, so lairten sie auf den
Namen.

1(1. DeFVorsfand

§9
Zusammenseteung und Geschäfisführung
(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl der Mitglieder

des Vorstands besü'mnntderAufsichtsrat.

(2) Die Mi^Keder des Voretands werden durch den Aufsichtsrat bestellt und
abberufen. Der Aufstchtsrat kann ein Vorstandsmftglfed zum Vors'rtzönder» oder
Sprecher des Vorstands und ein weiteres Mitglied zum ste«vertre{enden
Vorsitzenden ernennen.

(3) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, wenn ni'chl der Aufsichlsrat eine
Geschäftsordnung fQr den Vorstand .erlässt
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§10

Vertretung
Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Geseilschaft rfurch zwei
Vorstancfsmftgfieder gemeinsam oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft
mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmlislied bestellt, vertritt dieses
die Gesellschaft allein. Der Aufsichtsrat kann einem, mehreren oder aKen
Vorstandsmitgliedern EInzelvertretungsbefugni's erteilen. Der Aufsichtsrat kann
Vorstandsmitglieder allgemein oder im Einzelfall von dem Verbot der
Mehrfachvertretung gemäß g 181 2. Alt. BGB befreien; §112 AktG bleibl unberührt.

)

§11

Geschäftsführung
Der Vorstand führt dfe Geschgfte der Geselfschafi nach Maßgabe der Gesefee, der
Satzung und der Geschäftsordnung.

iV. DerAufsichfsrat

§12
Zusammensetzung und Amtsdauer des Aüfsichtsrats
(1) Eine Erhöhung der Zahl der Aufsichtsratsmitglieder auf mehr als sechs

Mitglieder entweder durch entsprechende Wahl durch die Hauptversammlung
und/oder eine Satzungsänderung mit entsprechendem Inhalt bedarf zwingend
einer Mehrheit von mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen. § 22
Abs. 2 der Satzung findet insoweit keine Anwendung. Eine Änderung des
diesem Satz vorgehenden kann nur mit einer drei Viertel Mehrheit der
abgegebenen Stimmen und .des vertretenen Grundkapitals beschlossen
werden.

I

f

i
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(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden von der Haupfversammfung gewahtt Die
Mitgfieder des Aufeichtsrats werden für dfe Zeft bis zur Beendigung der
Hauptversammlung gewährt, die über ihre En{fasfung für das vierte
Geschäftsjahr nach dem Beginn ihrer Amfszeft beschließt, sofern die
Haupfversamnnfung bei" der Wahl keine kürzere Amtszeit festlegt Das
Geschäftsjahr, fn dem ihre Amtszeit beginnt, wird dabei nicht mitgerechnet Eine
Wiederwahl ist - auch mehrfach - stetfhafi:.

(3) Dt'e Hauptversammlung kann gteichzertig mit der ÜVahl der von ihr zu wählenden
Aufsichtsratemitgfaeder Ersatzmifglieder -wähfen, die in der bei der Wsht
festzufeflenden Weise Mifglfeder äes Aufsi'chtsrats werden, wenn
Aufeichtsratshiftglfeder vor Ablauf ihrer Amtszeft wegfallen.

(4) Schefdet ein von der Hauptvereannmlung gewähltes Mitglied vor Abfäuf seiner
./ctfllfsdäuer aus dem Aidsichtsrat aus, so soll für -dieses in der nächsten
Hauptversammlung eine" NetnrahH/oTgenommen werden, es sei denn, für das
ausgeschfedene Mitglied fsf ein ErsatzmftgKed nachgerückf. Die Amtsdauer des
neu gewählten MHgBeds oder eine$ nachgerOckten Mi^lieds öfft für den Rest der
Amtsdauerdes ausge'schiedenen Aufsfohtsfatsmftglieds.

t

§13
Niecleriesung des Aufeichterateamtss / Abberufung vom Amt

Jedes -Mitglied des Aufeichfsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat durch eine an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung zum
Monatsende nlederiegen. Das Recht zur Amlsniederfegung aus w'chtiaem Grund
bleibt hiervon, unberührt. Die Abberuftjng eines von den Atöonären zu wShtenden
Aufeichtsratemitghecfs .bedarf zvwngend einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel
der abgegebenen Stimmen umfasst Die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedem
soft nur. mit einer Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen und des!
vertretenen Grundkapitals möglich sein. i
§14

Vorsitz, Geschäftsordnung des AufeichSsrsts

(1) Der Aufstchtsraf wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen
Stedvertreter. Dfe Wahl erfolgt im Anschluss an jede Hauptversammtung. in der
von der Hauptversammlung zu wählende Aufsichtsratsmitglieder der
Anteifeeigner gewählt worden sfnd, in einer ohne besondens Einberufung
stattfindenden Sitzung.. Zur Wahl genügt eine einfache Stimmenmehrheit. Bei
Stimmengteichheit entscheidet das Los.

(2) Scheidet der Aufsfohfsratsvorsitzende oder der Steflvertreter vor Ablauf der
Amtszert aus dem Aufefchtsrat aus, so wahft der Aufsichtsrat in seiner nächsten
SKzung einen NacAfoIgen Bei einem vorzeitigen Ausscheiden des
Aufstchtsratsvoisit?enden ertönt dre Einberufung des Aufsichtsrats durch den
Stellvertreter.

(3) Der Aufsfehtsrat gibt sich eine Oeschäftsordnung.
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§15

Einberufung des Aufeichferats
(1) Der Aüfsfohferat hat zwei Sftzungen im Kalenderjahr abzuhalten. Er hält ferner

dann Sitzungen ab, wenn es gesetzlich erforderlich oder geschäftlich WQ^e'fQi
-M:.

(2) Dfe Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Fa(( seiner
Verhinderung durch dessen Sfettvertreter mrt einer Frist von 14 Tagen in .
Te^orm emberufen. ßej der BerechnunQ der Frist werden der Tag der
Absendung der Einladunfl und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet In
dringenden Falten kann die Eir&erufungsfrist angemessen veritOrzt und mündlich
öderfemttiOnddch einberufen werden. Die Sitzungen des Aufstehtsrats finden am
Sitz der Geseltechafi oder an einem anderen Ort statt, auf den sich alle
MHQljeder des Aufefchfsrates geeinigt haben. Mit cier Einladung sind die
Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen.

§16
Beschlüsse des Aufeichfsrats

(1) Aufsichtsratebeschfüsse werden in .der .Regel jn Sitzungen gefasst Sie können
auch ohne Einberufung einer Sftzüng.gefasst werden, und die Abstimmung kann
auch mßndlich. schriftlich, femmQndlich. psr Telefax oder elektronisch oder per
Videofconferenz erfolgen, wann 'der Ayfsichtsratsvorsftzende dies anordnet und
ntoht mindestens drei Mitglieder des Aufsichtsrats diesem Verfahren
unverzOgh'ch widersprechen.

(2) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedörfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen,
soweit nicht gesetzlich zwingend etwas anderes. bestimmt ist Ergibt eine
Abstimmung Stimmengleichheit,, so hat bei einer erneuten Abstimmung Ober
denselben Beschtussgegenstand, wenn auch sie Stjnimenslefchhert ersfbt, der
Vorsitzende zwei Stimmen.

,(3) Ober die Beschlüsse des Aufsichtsrafe ist eine Niederschrift anzufertigen. Die
NEederschrfft ist vom Aufsichtsratevoreteehden zu unterzeichnen. In der
Niederschrift sind Ort und Datum der Srtzung, ihre TeHnehmer, die Gegenstände
der Tagesordnung, die Beschlüsse des Aufeichtsrats (mit der Feststellung des
Aufeichtsratsvorsfeenden Ober das Ergebnis der Besch(ussfassung) und der
wessntliche Inhalt der Verhandlungen festzuhalten. Die Niederschrift Ist aßen
Aufeichtsratsmitgliedem unverzögRch zuzuleiten.

(4) Wltenserklärurtgen des Autsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats vom
Vorsitzenden abgeg'eüen. Der Vorsitzende, nfcht jedoch jedes Mitfllied, ist
befugt, Erklärungen fiQr den Aufsfchtsrat entgegenzunehmen.

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfäNg, wenn mindestens drei Mifglieder des
Aufeichtsrates an der Beschfussfassung teilnehmen. Ein M'rtglied nimmt such
dann an der Beschlussfassung teil, wenn es s'ich in der Absfimmung der Summe
enthaft. Abwesende AufsichteratsmftgRecier können dadurch an der
Beschlussfassung teilnehmen, dass sie durdi andere AufsichfsratemitgKeder
schrifüiche Stimmabgaben überreichen lassen.
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(6) Der Aufsichtsrat kann Satzungsänderungen beschtfeßen, die nur die Fassung
betreffen.

§17
Ausschüsse des Aufeichterafs

DerAufsiohtsraf kann zu seinen Sitzungen Sachverständfge und Auskunflspersonen
ei'nfaden. Er kann einzehe der ?hm obRegenden Aufgaben Ausschüssen oder
einzelnen seiner Mftgd'eder übertragen, sofern dem nicht gesetzli'ühe Vorschriften
entgegenstehen.

§18

Vengutung des Autsichferafes

(1)

(2)

Jedes Mitglted des Aufsi'chtsrats erhält eine jährliche feste Vergütung von
EUR 22.000. Der Vorcltzende erhält das Doppelte, der stellvertretende
Vorsitzende erfiält das 1,5 fache dieses Betrages.

Für die Täfigke'rt jm Prüfungsausschuss des Aufsichtsrats erhalten diejenigen
Mitglieder des Aufsfchtsrats. die nteht gleichzeitig den stellvertretenden Vorsitz
oder den Vors?tz des Aufsfchtsrats wahrnehmen, zusätzlich eine Vergütung
von EUR 3.000, der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erhält das
Doppelte dieses Befrages.

(3) Die Hauptversammlung ist ermächtigt, über eine andeweitige oder ergänzende
Vergütung für einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats für die Übernahme von Sonder-
aufgaben oder -tätigkeiten zu beschließen.

(4)

(5)

(6)

(7)

AufsichtsratsmKglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem
Aufeichfcsrat oder dem Prüfungsausschuss angehören bzw. den Vorsitz oder
den stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat oder den Vorsitz »m
Prüfungsausschuss »nnehaben. erhalten eine zeftanteilige Vergütung.
Die Vergütung ist nach Ablauf eines Jeden Geschäftsjahres zu zahlen.
Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsrafsmftgfiedem gegen Rechnung die
durch die Ausübung des Amts entstehenden Auslagen einschließlich einer
etwaigen auf die Vergötung und den Auslagenersätz entfallenden
Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer).

Die Gesellschaft bezieht die Aufgabenwahmehmung der Mftglieder des
Aufsfchtsrats in die Deckung • einer von ihr abgeschlossenen
Vermögensschadens-Haftpflichtvereicherung mit ein.
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V. Die Haüöfvß^ammhtna

§10
Ort der Haupfversammlung
Dia Hauptversammlung findet am SHz der Gesellschaft, einer deutschen Stadt mft
mehr a(s 100.000 Efnwohnem oder an einem deufschen Böreenplafe stett.

§20
Einberufung der Hauptversammlunig und Teilnahmerecht
(•t) Die Hauptversammlung wird. soweit dazu nicht andere Personen von Gesetzes

wegen befugt sind, durch den Vorstand einberufen. Sie Ist, soweit gesetzh'ch
keine kürzere Frist zulässifl ist, mindestens dre{ß(0 Tage vor Versammlung
efnzuberufen. Der Tag der Einberufung und der Tsg der Hauptversammlung sind
nicht mKzurechnen. Dfe Einberufungsfrist veriangert sich um die Tags der
Anmeldefrist (§ 20 Absatz 2).

(2) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimnfirechts
sind nur dSejeniflen Aktionäre bereohtiQf, d.te Im AktienregEster eingetragen sind

und sich rechtzeitig angemeldet haben. Die Anmeldung muss der GeseRschaft
unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage
vor der Versammlung zugehen, h der Einberufung kann jedoch abweichend
hfervon eine ROrzere, in den Tagen zu bemessende Frist von bis zu drei Tagen
vorgesehen werden (Anmeldefrist). Der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung sind nicht mttzurechnen. Die E(nze(heften zur Form der
Anmeläung kann der Vorstand in der Einbenriüng bestimmen, insbesondere ob
diese schrifilicti. per Telefax, in Te>äform oder auf efnem von der Gesellschaft
näher festzulegenden (elektronischen) Weg zu erfofgen hat

(3} Die Hauptvereammlung, die über die Entlastung von Vorstand und Aufeichtsrat,
die Gewinnverwendung und - soweit erforderlich - über die Feststettung des
Jahresabschlusses beschdeßf, findet innerhalb der ersten acht Monate eines
jeden Geschäftsjahres statt.

(4) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt in der Einladung
zu einer Hauptversammlung vorzusehen, dass die Hauptversammlung nach pflicht-
gemäßem Ermessen des Vorstands aufgrund einer zwingenden Notlage (z.B. Pan-
demie, Überschwemmung, etc.) auch ohne physische Präsenz der Aktionäre oder
ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten werden kann (vir-
tuede Hauptversammlung). Diese Ermächtigung findet für bis zum 19. Juni 2028
abgehaltene Hauptversammlungen Anwendung.
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§2i

Ablauf der Hauptversammfung

(1) Den Vorsitz in den Hauptversammlungen führt derVorsK?endedes Aufefchtsrats,
im Fall sefner Verhfnderung sein Sfelh/ertreter, oder ein sonstiQes von dem
Aufstehtsrat zu bestimmendes M-rtgded. Für den Fall, dass kein Mitglied des
Aufeichfsrats den Vorsitz übernimmt, wird der VersaMmfungsteiter durch die
Hauptversammlung gewählt.

(2) Der Versammlungsleiter Rann eine von der Anköndigung tn der Tagesordnung
abwefchende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände bestfmmen. Er
bestimmt ferner die Art und Form der Abstimmung.

(3) Der Vereammlungsterter ist berechttgt, das Rede- und Fragerecht derAkttonäre
zeifhch angemessen zu bescfiränken; er kann insbesondere den zeitlichen
Rahmen des Versammlungsveriaufs, der Aussprache zu den
Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Rede- und Fragebeitrags
angemessen festsetzen.

(4) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptver-

Sammlung persönlich teilnehmen. Ist einem Aufsichtsratsmitglied die Anwesenheit

am Ort der Hauptversammlung nicht möglich, so kann es an der Hauptversammlung

auch im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen, insbesondere im Falle der

Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung oder wenn das betroffene Mitglied:

a) seinen Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland hat oder

b) versichert, aus persönlichen oder beruflichen Gründen verhindert zu

sein.

(5) Der Versammlungsleiter ist emnachfist. die teilweise oder votlständige
Obertraguns der Hauptversammtung in Bfld und Ton in einer von ihm zu
bestimmenden Weise zuzulassen.

f
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§22

Beschfuö&fassunsen
(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme.
(2) BeschtQsse der Hauptversammlung, werden, soweit nicht die Satzung oder das

Gesetz: zwingend etwas Abweichendes besümnnen, mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst Schreibt das Gesetz neben der einfachen
Mehrheit der abgegebenen Stimmen efne Mehrheit des bei der

BeschIussfassunQ vertretenen Grundkapitals vor, eo genügt, soweit flesetzfich
zulasse, die einfache Mehrheit des vertretenen Grundkapftals; dies gilt
insbesondere für Beschlussfassungön ' gern. § 179 AktG
(Satzungsänderungen), § 182 AktG (Erhöhung des. Grundkapitals gegen
Eintagen),§207AktG (Kapifaterhöhung aus Geselfschaftsmitteln) und §
221 AktG (insbesondere Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen,
Gewinnschuldverechreibungen). I

§23
Sfimmrechfevertretung
Das Stimmrecht kann durch einen BevoBmächftgten ausgeübt werden. Die AysObung
des Stimmrechts durch Bevotimächägte' bedarf einer Volftnacht Die Vollmacht kann
Jedenfalls schriftfich oder psr Telefax erteilt werden, etwaige andere im Gesetz
gereQelfe Formen für die Erteilung der Vollmacht, ihren Widerruf und den Nachweis
der Bevollmächtigung gegenüber der Gesettschaft insbesondere gesetzlich
zwingende Erleichterungen werden durch äie Satzung nicht eingeschränkt. Für die
Erteilung von Vollmachten an Kreditinstituten, AktionärsvereJnIgungen oder anderen
diesen in § 135 AktG gfeichgesteHEe Personen gelten dfe gesetzlichen
Besßmmung&n.

VL . .RecAnurtasIeaun.Öf und Verwepdunp des J[ahresu&srsphusses

k.

§24

Rechnungsleaung
Der Vopstend hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss (Bilanz,
Gewinn- und Veriystrechnung, Anhang) und den Lagebericht sowie den
Konzernabschluss und -jagebericht aufeusteHen und dem Aufsrohterat sowie dem
Abschlusspröfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Au^ichtsrat einen
Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns voraüfegen. §§ 298 Abs. 3 und 315
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Abs. 3 Handelsgesetzbuch (HGB) bleiben unberührt.

§25
Verwendung des Jahresüberschusses
(1) Der Voreland und Aufsichtsrat sind emiächtigt. bei der Feststellung des

Jahresabschlusses den JahresOberschuss, der nach Abzug der fn die
gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und eines Verlusfvortrags
verbteibt,. zum Teil oder ganz in 'andere Gewinnrücklagen ejnzustölten. Die
Einsfedung eines größeren Teils als der Hälfte des Jahresüberschusses ist nicht
zulässig, soweit die anderen Gew'nnrüoklagen nach der Einstellung die Hälfte
des Grundkapitals übersteigen würden.

(2) Die Gewfnnantei'le der ARtionäre werden nn Verhältnis ihrer Beteiligung am
GrundRapltal bemessen.

Vf l- SchIussbestimmuDfleQ

§26
GrQndungs- und Formwechselaufwand
(1) Die Gesellschaft ist durch törmwechselnde Umwandlung der Biofrontera

Pharmaceuticate GmbH mit Sitz bi Leveritusen entstanden.

(2) Der Aufwand for den Formwechsef in die Rechfsform der Aktiengesellschaft und
für die Gründung wird bis zu einer Höhe von EUR 15.000,00 von der
Gesellschaft getragen.
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Bescheinigung nach §181 Abs. 1 Satz 2 AktG

für die Biofrontera AG mit Sitz in Leverkusen, eingetragen im Handelsregister des

Amtsgerichts Köln unter HRB 49717

Ich bescheinige hiermit für die beigefügte Satzung, dass die geänderte Bestimmung

der beigefügten Satzung mit dem von mir beurkundeten Beschluss der Hauptver-

Sammlung der Gesellschaft vom 4. April 2024 - UVZ Nr. 770 für 2024 - und die

unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten

vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen.

Burscheid, den 15. April 2024

Dr. Peter Stelmaszczyk, Notar

Vorgang:2400568
24S0733


